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Regierungsvorlage 

Bundesgesetz vom XXXXXXXXXX, 
mit dem das Antidumpinggesetz 1971 geän­

dert wird 

D(;!r Nati~nalrat hat heschlossen: 

Artikel I 

Das Amidumpinglgesetz 1971, BGBI. Nr. 384, 
in der Fassung der AntiJdwrnpinggesetznovelle 
1978, BGBt Nr. 666, w,il1d wie folgt geändert: 

1. § 7 hat zu lauten: 

,,§ 7. (1) Als normaler Wert einer Ware gilt 

a) der vergleichbare Preis ein'er zur Verwen­
dung oder zum Verhnuch im Ausfuhr­
land best~mmten gleichartigen Ware im 
normalen Handel~el1kehr oder, ' 

b) wenn ein vergleichbarer Preis gemäß lit. a 
nicht feststeVLhar ist od,er wegen der beson­
deren Marktlage keinen pa'ssenden Ver­
gleich zuläßt, 
aa) der höchste vergleich!bare Pr,eis für 

eine gleichartige Ware bei der Aus­
fuhr nach einem Drittland, soweit die­
ser repräsentativ ist, oder 

bb) Idie Summe der Herstellungskosten im 
UrsprungsLand für eine gleichartige 
Ware zu:z.ü'gIlim· eines angemessenen 
Betrages für Verwaltungs-, Verkaufs­
und sonstig,e J(.osten sowie für den 
Gewinn. ,Der Gew,innaufsmlag darf den 
,Gewinn, der üblicherweise bei Ver­
käufen von Waren der gleichen all­
gemeinen Art auf dem Inlandsmarkt 
des Ursprungslandes erzielt wird, nicht 
iiibersteigen. 

(2) Wenn die vertraglichen Verpflichtungen 
österreichs dies vorsehen; gilt als normaler Wert 

a) der Verkaufspreis für eine gleimartige Ware 
eines Dl'iittlandes mit Marktwirtsmaft zum 
Verbr:auch auf dem Inlandsmarkt oder zur 
Ausfuhr, oder 

b) die Summe der Herstellungskosten In 

einem Drittland mit Marktwirtschaft für 

,eine gleichartige Ware' zuzüglich eines an­
gemessenen Betrages für Verwaltungs-, 
Verkaufs- und sonstige Kosten sowie für den 
Gewinn, wobei der Gewinnaufschlag den 
Gewinn, der üb1icherweise bei Veddufen 
von Waren der gleichen allgemeinen Art 
auf. dem Inlanrdsmarkt des Ursprungslandes 
er,zielt wirrd, nicht übersteigen darf, oder 

c) wenn weder der' nach lit. a, noch der nach 
lit. b ermittelte nOl'iffiale Wien eine geeignete 
Gl'iundlage darstellt, der vergleimbarePreis 
einer zur Verwendung oder zum Verbrauch 
in österreich bestimmten Ware, der erfor­
derlichenfalls um eine angemessene Gewinn­
spanne zu ber,ichtigen ist. 

(3) Soweit das Ausfuhrland nimt auch das 
Ursprungsland ist, kann unrbeschadet der Abs. 1 
und 2 an Sllelle des Preises im Ausfuhrland der 
Preis im Ur,sprungsland zur Ermittlung des nor­
maJen Wertes herangeZJogen werden, wenn dies 
den wirtschaftlichen Gegebenheiten besser ent­
'spricht, insbesondere' wenn. in das Ausfuhrhnd 
eingeführte W arenunv,erändert wieder ausge­
führt oder sölche Waren im Ausfuhrland nicht 
hergesllellt werden öder wenn ein vergleichbarer 
Preis im Ausfuhdand nimt feststieUbar ist." 

2. § 12 Abs. 1 hat zu lauten: 

,,§ 12. (1) Bei Prüfung der Frage einer Schädi­
gung im Sinne dieses Bundesgesetzes sind neben 
den Auswirkungen der Dumpingeinfuhren auf den 
betroffenen Wirtschaftszweig auch alle anderen 
Faktoren in Betracht zu ziehen, die die Lage 
dieses Wirtschaftszweiges nachteilig beeinflussen. 
Die Feststellung einer Schädigung im Sinne dieses 
Bundesgesetzes darf nur getroffen werden, wenn 
die Schädigung auch ohne das Hinzutreten anderer 
Faktoren bedeutend ist oder bedeutend wäre." 

3. § 13 Abs. 1 hat zu lauten: 

,,§ 13. (1) Die Bewertung einer Schädigung als 
bedeutend im Sinne dieses Bundesgesetzes hat auf 
Grund einer Gesamtbeurteilung aller Faktoren, 
die auf den Wirtschaftszweig einwirken, bzw.' 
deren Entwicklungstendenzen zu erfolgen. Als 
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2 496 der Beilagen 

solche Faktoren gelten beispielsweise: Produk­
tion, Umsatz, Marktanteil, Gewinn, Preise, Aus­
fuhrergebnisse, Anzahl der Beschäftigten, Löhne, 
Investitions- und Kapitalbeschaffungsmöglichkei­
ten, Wachstum, Lagerhaltung, Grad der Kapazi­
tätsausnützung des Wirtschaftszweiges und dessen 
Produktivität, Umfang der Dumpingeinfuhren, 
Umfang und Preise der sonstigen Einfuhren, der 
Wettbewerb zwischen den inländischen Herstel­
lern, Nachfragerückgang als Folge eines Ange­
botes von Substitutionswaren oder als Folge von 
Knderungen des Verbra!lchergeschmackes sowie 
sonstige Faktoren, die die inländischen Preise 
beeinflussen. Bezüglich des Umfanges der Dum­
pingeinfuhren ist auch zu prüfen, ob eine erheb­
liche Erhöhung dieser Einfuhren entweder absolut 
oder im Verhältnis zur Produktion oder zum 
Verbrauch in österreich stattgefunden hat. Hin­
sichtlich der Auswirkungen der Dumpingeinfuh­
ren auf die Preise ist auch zu prüfen, ob eine 
erhebliche Preisunterschreitung durch die Dum­
pingeinfuhren im Vergleich zum Preis einer 
gleichartigen Ware in österreich eingetreten ist 
oder ob diese Einfuhren in anderer Form einen 
erheblichen Druck auf die Preise bewirken oder 
wesentlich zur Verhinderung von- Preiserhöhun­
gen beitragen, die sonst eingetreten wären." 

4. § 14 Abs. 2 hat zu lauten: 

,,(2) Sind jedoch Hersteller mit den Expor­
teuren oder Importeuren geschäftlich verbunden 
oder selbst Importeure der Ware, die Gegenstand 
eines Dumpings ist, so sind unter dem Begriff 
"Wirtschaftszweig" nur die übrigen Hersteller zu 
verstehen." . 

5. § 18 hat zu lauten: 

,,§ 18. Werden Ermittlungen aufgenommen, so 
sind Vertreter des Ausfuhrlandes oder der Aus­
fuhrländer, die nach aI~ltswegiger Kenntnis be­
troffenen Exporteure und Importeure, Vertreter 
des betroffenen Wirtschaftszweiges und, soweit 
die Einleitung auf Antrag erfolgt ist, der Antrag­
steller in geeigneter Weise in Kenntnis zu setzen. 
Die Aufnahme der Ermittlungen ist außerdem 
im "Amtsblatt zur Wiener Zeitung" kundzu­
machen." 

6. § 19 Abs. 2 hat zu lauten: 

,,(2) Vertraulich sind insbesondere alle Unter­
lagen, deren Preisgabe einem Konkurrenten er­
hebliche Wettbewerbsvorteile brächten oder den 
Auskunftgeber oder die Person, von der der 
Auskunftgeber die Unterlagen erhalten hat, er­
heblich schädigen würde, sowie Unterlagen, die 
von den an den Ermittlungen Beteiligten ver­
traulich mitgeteilt wurden. Diese Unterlagen 
dürfen nur mit ausdrücklicher Genehmigung des 
Auskunftgebers preisgegeben werden. Ein Aus­
kunftgeber kann ersucht werden, eine nichtver­
trauliche Zusammenfassung seiner Auskünfte zur 

Verfllgung zu stellen. Erklärt er, daß sich die 
Auskunft nicht für eine solche Zusammenfassung 
eignet, hat er die Gründe hiefür anzugeben." 

7.§ 21 hat zu lauten: 

,,§ 21. Ergeben die Ermittlungen, daß die Be­
weise für das Dumping und die -Schädigung nicht 
ausreichen, so sind die Ermittlungen einzustellen 
und hievon die im § 18 genannten Personen in 
geeigneter Form in Kenntnis zu setzen. Die Ein­
stellung ist im "Amtsblatt zur Wiener Zeitung" 
gemeinsam mit den wesentlichen Feststellungen 
und Schlußfolgerungen und einer Zusammenfas­
sung der Gründe kundzumachen." 

8. § 22 Abs. 4 hat zu lauten: 

,,(4) Die Verordnung gemäß Abs. 1 ist im 
"Amtsblatt zur Wiener Zeitung" kundzumachen. 
Gemeinsam mit dieser Kundmachung sind die 
Feststellungen und Schlußfolgerungen in bezug 
auf alle 'als erheblich erachteten Sach- und Rechts­
fragen sowie die Gründe und Grundlagen hiefür 
kundzumachen. Diese Verlautbarung ist den 1m 
§ 18 genannten Personen zu übermitteln." 

9. ,§ 23 hat zu lauten: 

,,§ 23. (1) Verpflichten sich die betroffenen 
Exporteure nach Aufnahme von Ermittlungen 
freiwillig, ihre Preise so zu ändern, -daß die schädi­
gende Auswirkung des Dumpings beseitigt ist, 
oder die Ausfuhr der Ware, die Gegenstand von 
Ermittlungen ist, nach österreich zu unterlassen 
und kann die Einhaltung einer solchen Verpflich­
tung insbesondere im Hinblick auf die Zahl der 
Exporteure oder der möglichen Exporteure über­
wacht werden, so sind die Ermittlungen einzu­
stellen. 

(2) Unbeschadet einer Verpflichtung gemäß 
Abs. 1 sind die Ermittlungen jedoch fortzusetzen, 
wenn die betroffenen Exporteure dies verlangen. 
Ergeben die fortgesetzten Ermittlungen, daß eine 
Schädigung des Wirtschaftszweiges nicht gegeben 
ist, so erlischt die Verpflichtung der betroffenen 
Exporteure, es sei denn, die Feststellung; daß 
keine Schädigung droht, ist weitgehend auf das 
Bestehen der Preisverpflichtung zurückzuführen. 

(3) Jede Einstellung der Ermittlungen gemäß 
Abs. 1 und jede Beendigung einer Verpflichtung 
nach Abs. 1 oder 2 ist im "Amtsblatt zur Wiener 
Zeitung" gemeinsam mit den wesentlichen 
Schlußfolgerungen und einer Zusammenfassung 
der Gründe kundzumachen." 

10. § 25 hat zu lauten: 

,,'§ 25. Von der Erlassung oder Aufhebung einer 
Verordnung gemäß § 22 Abs. 1 sowie von der 
Einstellung der Ermittlungen oder von der Be­
endigung einer Verpflichtung nach § 23 sind die 
Behörden der betroffenen Ausfuhrländer oder 
Ursprungsländer in Kenntnis zu setzen. Mit 
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496 der Beilagen 3 

dieser Mitteilung sind im Falle einer Verordnung 
gemäß § 22 Abs. 1 die Feststellungen und Schluß­
folgerungen in bezug auf alle als erheblich erach­
teten Sach- und Rechtsfragen sowie die Gründe ' 
und Grundlagen hiefür, in allen übrigen Fällen 
die wesentlichen Feststellungen und Schlußfolge­
rungen und eine Zusammenfassung der Gründe 
bekanntzugeben. " 

11. § 26 Abs. 2 hat zu lauten: 

,,(2) Durch die Verordnung nach Abs. 1 ist 
die Höhe der Prämie oder Subvention festzustel­
len und anzuordnen, daß der Ausgleichszoll in 
der Höhe der festgestellten Prämie oder Subven­
tion, gegebenenfalls in der Höhe der Summe 
aller festgestellten Prämien oder Subventionen, 
einschließlich jeder besonderen, für die Versen­
dung dieser Ware gewäh~ten Subvention zu er­
heben ist. Sofern dies zur Behebung der Schädi­
gung ausreicht, kann abweichend hievon ange­
ordnet werden, daß der Ausgleichszoll nur in 
der Höhe eines Teiles der festgestellten Prämie 
oder Subvention bzw. deren Summe zu erheben 
ist. " 

12. § 28 hat zu lauten: 

,,§ 28. (1) Erklären sich die Behörden eines 
Ausfuhrlandes nach Aufnahme von Ermittlun­
gen bereit, die Prämie oder Subvention abzuschaf­
fen oder zu begrenzen oder andere Maßnahmen 
in bezug auf ihre Auswirkungen zu treffen und 
werden hiedurch die schädigenden Auswirkungen 
der Exporte beseitigt, so sind die Ermittlungen 
nicht fortzusetzen. 

(2) Ermittlungen sind weiters nicht fortzuset­
zen, wenn sich die betroffenen Exporteure mit 
Zustimmung der Behörden des Ausfuhrlandes 
freiwillig verpflichten, ihre Preise so zu ändern, 
daß die schädlichen Auswirkungen der Exporte 
entfallen, oder die Ausfuhren der Ware, die 
Gegenstand von Ermittlungen ist, nach Öster­
reich zu unterlassen und die Einhaltung einer 
solchen Verpflichtung insbesondere im Hinblick 
auf die Zahl der Exporteure oder der möglichen 
Exporteure überwacht werden kann. 

(3) Im übrigen sind die Bestimmungen des Ab­
schnitts 11 auf diesen Abschnitt sinngemäß anzu­
wenden." 

13. § 36 hat zu lauten: 

,,§ 36. (1) Wurden Ermittlungen aufgenommen 
und ist das Vorliegen eines Dumpings und einer 
Schädigung glaubhaft gemacht worden, so ist, 
wenn dies zur Hintanhaltung einer weiteren 
Schädigung geboten erscheint, nach Anhörung 
des Beirates durch Verordnung der normale Wert 
(§ 22 Abs. 2) oder der Basispreis (§ 22 Abs. 7) 
vorläufig festzustellen. 

(2) Wurde festgestellt, 
a) daß schon früher Dumpingeinfuhren . eine 

Schädigung verursacht haben oder daß der 
Importeur wußte oder hätte wissen müssen, 
daß der Exporteur Dumping betreibt und 
daß dies eme Schädigung verursachen 
würde, und 

b) daß die Schädigung durch sporadisches 
Dumping (massive Dumpingeinfuhren der 
betreffenden Ware in einem verhältnismä­
ßig kurzen Zeitraum) von solchem Ausmaß 
verursacht wurde, daß es zur Verhütung 
von Wiederholungen notwendig erscheint, 
auf diese Einfuhren rückwirkend einen 
Antidumpingzoll einzuheben, ist in der 
Verordnung nach Abs. 1 anzuordnen, daß 
ein Antidumpingzoll auch für jene Waren, 
zu erheben ist, hinsichtlich welcher der für 
die Anwendung der zolltarifarischen Bestim­
mungen maßgebliche Zeitpunkt nicht frü­
her als drei Monate vor dem Inkrafttreten 
der Verordnung liegt. 

(3) Wird festgestellt, daß Verpflichtungen ge­
mäß § 23 Abs. 1 nicht erfüllt wurden, gdten 
die Ermittlungen als wiederaufgenommen; in 
diesem Fall ist auf Grund der vorliegenden Unter­
lagen nach Anhörung des Beirates durch Ver­
ordnung der normale Wert oder der Basispreis 
vorläufig festzustellen. In der Verordnung ist 
weiters anzuordnen, daß ein Antidumpingzoll 
auch für Waren zu erheben ist, hinsichtlich wel­
cher der für die Anwendung der zolltarifarischen 
Bestimmungen maßgebende Zeitpunkt nicht 
früher als drei Monate vor dem Inkrafttreten 
dieser Verordnung liegt. Die rückwirkende Zoll­
festsetzung gilt jedoch nicht für Einfuhren, die 
vor der Nichterfüllung der Verpflichtungen ab­
gefertigt worden sind." 

14. § 37 hat zu lauten: 

,,§ 37. (1) Wurden Ermittlungen aufgenommen 
und ist glaubhaft gemacht worden, daß im Ur­
sprungs- oder Ausfuhrland mittelbar oder un­
mittelbar eine Prämie oder Subvention für die 
Gewinnung, Herstellung oder Ausfuhr dieser 
Ware gewährt und hiedurch eine Schädigung ver­
ursacht wird, so ist, wenn dies zur Hintanhal'tung 
einer weiteren Schädigung gebotcn erscheint, 
nach Anhörung des Beirates durch Verordnung 
die Höhe der in § 26 Abs. 2 angeführten Prämien 
oder Subventionen vorläufig festzustellen. 

(2) Wurde unter außergewöhnlichen Umstän­
den bezüglich einer subventionierten Ware fest­
gestellt, daß eine schwer wieder gutzumachende 
Schädigung durch innerhalb eines verhältnismäßig 
kurzen Zeitraumes getätigte massive Einfuhren 
einer Ware verursacht wurde, für die Ausfuhr­
subventionen gezahlt oder gewährt wurden, und 
wird eine rückwirkende Erhebung von Aus­
gleichszöllen auf diese Einfuhren für notwendig 
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erachtet, um die Wiederholung emer solchen 
Schädigung zu verhindern, ist in einer Verord­
nung nach Abs. 1 anzuordnen, daß. ein Aus­
gleichszoll auch für jene Waren zu erheben ist, 
hinsichtlich welcher der für die Anwendung der 
zolltarifarischen Bestimmungen maßgebende Zeit­
punkt nicht früher als drei Monate vor dem In­
krafttreten dieser Verordnung liegt. 

(3) Wird festgestellt, daß Verpflichtungen ge­
mäß § 28 Abs. 1 oder 2 nicht eingehalten wurden, 
gelten die Ermittlungen als wiederaufgenommenj' 
in diesem Fall ist auf Grund der vorliegenden 
Unterlagen nach Anhörung des Beirates durch 
Verordnung die Höhe der Prämien oder Sub­
ventionen vorläufig festzustellen. In der Ver­
ordnung ist weiters anzuordnen, daß ein Aus­
gleichszoll auch für Waren zu erheben ist, hin­
sichtlich welcher der für die Anwendung der 
zolltarifarischen Bestimmungen maßgebende Zeit­
punkt nicht früher als drei Monate vor dem In­
krafttreten dieser Verordnung liegt. Die rück­
.wirkende Zollfestsetzung gilt jedoch nicht für 
Einfuhren, die vor der Nichterfüllung der Ver­
pflichtungen abgefertigt worden sind." 

15. § 38 hat zulauten: 

.,§ 38. (1) Verordnungen gemäß § 36 oder § 37 
sind im "Amtsblatt zur Wiener' Zeitung" kund­
zumachen. Sie treten an dem ihrer Kundmachung 
folgenden Tag in Kraft und mit dem Wirksam­
werden einer die gleiche Ware betreffenden Ver­
ordnung gemäß § 22 Abs. 1 oder § 26 Abs. 1, 
spätestens jedoch vier Monate nach ihrer Kund­
plachung, außer Kraft. Sie sind un,:,erzüglich 
aufzuheben, wenn die sie begründenden Um­
stände weggefallen sind. 

(2) Gemeinsam mit der Verordnung sind die 
Feststellungen. und Schlußfolgerungen in bezug 
auf alle von den untersuchenden Behörden als 
erheblich erachtetenSach- und Rechtsfragen sowie 
die Gründe und Grundlagen hiefür kundzu-
machen. . 

(3) Auf Grund von Verordnungen nach § 36 
oder § 37 ist der Antidumpingzoll oder Aus­
gleichszoll vom Zollamt vorläufig festzusetzen. 

(4) Wenn die Verordnung nach § 36 oder § 37 
gemäß Abs. 1 aufgehoben wird oder ohne gleich­
zeitiges Wirksamwerden einer Verordnung nach 
§ 22 Abs. 1 oder § 26 Abs. 1 außer Kraft tr·itt, 
ist der gemäß Abs. 3 ergangene Bescheid aufzu­
heben. 

(5) Die vorläufige Festsetzung ist 
a) für endgültig zu erklären, wenn bei An­

wendung der Verordnung nach § 22 Abs. 1 

oder § 26 Abs. 1 ein Antidumpingzoll oder 
Ausgleichszoll festzusetzen wäre, der gleich 
hoch oder höher ist als der vorläufig fest­
gesetztej 

b) durch eine endgültige Festsetzung entspre­
chend der Verordnung nach § 22 Abs. 1 
oder § 26 Abs. 1 zu ersetzen, wenn nach 
dieser Verordnung ein Antidumpingzoll 
oder Ausgleichszoll festzusetzen ist, der 
niedriger ist als der vorläufig festgesetzte." 

16. § 39 hat zu lauten: 

,,§ 39. Von der Erlassung oder Aufhebung 
einer Verordnung gemäß § 36 oder § 37 sind 
die Behörden der betroffenen Ausfuhrländer 
oder Ursprungsländer in Kenntnis zu setzen. 
Mit dieser Mitteilung sind die Feststellungen und 
Schlußfolgerungen in bezug auf alle von den 
untersuchenden Behörden als erheblich erachteten 
Sach- und Rechtsfragen so'wie die Gründe und 
Grundlagen hiefür bekanntzugeben. Im Falle 
der Aufhebung einer Verordnung genügt die Be­
kanntgabe der wesentlichen Feststellungen und 
Schlußfolgerungen und einer Zusammenfassung 
der Gründe." 

17. § 42 hat zu lauten: 

,,§ 42. (1) Mit der Vollziehung dieses Bundes­
gesetzes ist, soweit in diesem Bundesgesetz nichts 
anderes bestimmt ist, der Bundesminister für 
Handel, Gewerbe und Industrie, hinsichtlich der 
§§ 22 Abs. 1, 26 Abs. 1, 36 und 37 im Einver­
nehmen mit dem Bundesminister für Finanzen 
betrautj betrifft die Vollziehung der §§ 22 
Abs. 1, 26 Abs. 1, 36 und 37 Waren, bezüglich 
derer für die Erteilung der Ein- oder Ausfuhr­
bewilligungen nach dem Außenhandelsgesetz 
1968, BGBl. Nr. 314, der Bundesminister für 
Land- und Forstwirtschaft zuständig ist, ist auch 
mit diesem das Einvernehmen herzustellen. 

(2) Mit der Vollziehung der §.§ 2, 3, 5, 34, 35 
Ab.s. 2 und 3, 38 Abs. 3 bis 5 sowie 4i ist der 
Bundesminister für Finanzen betraut. 

(3) Mit der Vollziehung des § 32 Abs. 3 ist 
der Bundesminister für Justiz betraut." 

Artikel 11 

Die Zuständigkeit zur Vollziehung dieses Bun­
desgesetzes richtet sich nach § 42 des Antidum­
pinggesetzes in der Fassurig des Art. I dieses 
Bundesgesetzes. 
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Erläuterungen 

Allgemeiner Teil 

Unter den im Rahmen der sogenannten "To­
kio-Rulllde" des Allg,emeinen Zoll- und Handels­
abkommens (GATT) ausgearibeiteten Staatsver­
trägen hefiniden sich· auch das "nbereinkollllII1en 
zur Auslegung und Anwendung der Art. VI, 
XVI unld XXHI des Allgemeinen Zoll- und Han­
delsa'.bkommens" (im foLgel1!den ~urz "Suhven-
6onskodex" genannt) und das "übereinkommen 
zur Durchführung von Art. VI des Allge­
meinen Zoll- unld Handelsaib~ommens" (im fol­
genden kurz "AnüdUlJllpingkodex" genannt). 
österreich ist diesen beiden multilateralen Ver­
einbarungen beigetreten. Die Ratifikationsurkun­
den wUI1den am 28. Mai 1980 hinterlegt. Die 
Übereinkommen sind am 27. Juni 1980 für 
österreich in Kraft getreten. Die Publikation 
im Bundesgesewblatt ist am 24. Juli 1980 unter 
den Nummern 326 und 327 ,erfolgt. 

Be~de Verträge emhalten Bestimmungen, die 
sich mit Fragen des Dumpings in seinen ver­
schiedenen Formen, einschließlich des Prämien­
und Subventionsdumpings, befassen. Die ent­
sprechende nationale Rechtsvorschrift österreichs 
ist das Antidumpinggesetz 1971, BGB!. Nr. 384, 
in der Fassung der Ant]dumpingges,etznovelle 
1978, BGB!. N r. 666. Dieses Gesetz eI'Illöglicht 
zwar bereits in seiner derzeitigen Fassung, alle 
sich aus den be~den vorgenannten Staatsverträ­
gen erg,eherrden Verpflichtungen zu erfülIen. Die 
Verträge räUlJll,en den Mitgliedstaaten jedoch auch 
gewisse zusätzliche Möglichkeiten bei der Dum­
ping-1Bekämpfung ein, die das österreichische Ge­
setz noch nicht vorsieht. Um ,diese Möglichkeiten 
im Interesse eines verbesserten Schutzes der öster­
reichischen Wirtschaift vor auch international als 
unzulässig anerkannten Praktiken z,u nützen, be­
darf es ,daher einer Ergänzung der nationalen 
'österreichischen AnniJdumping~Bestimmungen. 
DarÜlber hinaus empfiehlt es sich im Interesse 
der Rechtsklarheit und Rechtssicherheit ,das Anti­
dumpinggesetz auch fDrmen möglichst weitgehend 
an den Illihalt der vorgenannten Verträg,e anzu­
passen. 

Der vorliegende Entwurf verfolgt ausschließ­
lich ,die be]den vorgenannten Zielsetzungen. Ein 

zusätlzlicher Pers'Onalauh .. ~and 'Oder eine zusätz­
Eche finanzielle Belastung ,des Bundes ist nicht 
zu erwarten. 

Besonderer Teil 

Zu Art. I Z 1 <r§ 7): 

Gemäß Art. 2 des Antidumpingkodex gilt 
eine Ware dann als Gegenstand eines Dumpings, 
wenn sie unter ]hrem "normalen W,ert" auf den 
Markt des Einfuhrlandes gebracht' wiI1d, wobei 
,als normaler Wert in erster Linie der vergleich­
bare Preis einer zum Verbrauch ~m Ausfuhrland 
bestimmten gleichartigen Ware im normalen 
Handelsverkehr gilt. Werden gleichartige Waren 
auf dem Inlandsmarkt ,des Ausfuhr.Iandes nicht im 
normalen Handelsv,erkehr verka,uft oder lassen 
solche Verkäufe wegen der ibes'Onderen Marktlage 
keinen passenden Vergleich zu, kommen andere 
Kr,iterien für Idie Ermittlung des ,nDrmalen Wer­
tes zur Anwendung, nämlich der. vel'gleichbare 
Preis für eine gleichartige Ware bei ider Ausfuhr 
nach einem Drittland, sofern er repräsentativ ist, 
'Oder die Summe der Herstellungskosten im Ur­
sprungslallId zuzüglich eines angemessenen Be­
tmges für Verwaltungs-, Verkaufs- und sonstige' 
K:Dsten sowie für ,den Gewi,nn. § 7. Abs. 1 des 
Anüdumpinggesetzes berücksichtigt in seiner bis­
herigen Fassung e:l!jpressis vet'his nur den FaU, 
daß ein vergleichbarer Preis einer zur Verwen­
dung 'Oder zum Verbrauch ,im Ausfuhrlarui be­
stimmten gleichartigen Ware im normalen Han­
delsverkehr nicht festgestellt wer/den kann. Nun­
mehr sDll kLar,~este]lt wel1den, daß die alternati­
ven Ermittlungskr,itlerien für den normalen Wert 
auch dann gelten, wenn zwar Verkäufe auf dem 
Inhndsmavkt Ides A,usfuhrlandes feststeHbar sind, 
aber wegen der besonJderen Marktlage keinen 
passenden Vergleich zül:assen. Eine solche Situation 
wird beispielsweisie dann gegehen sein, wenn der 
begründete Ver/dacht besteht, daß die festgestell­
ten Preise nicht einmal die Deckung aller variab­
len und ,fixen Kosten ,der El'zeugung ermöglichen. 

Teil IV, Art. 15 des Subventionskodex be­
schäftigt sich mit der "Besonderen Situation", 
die ,dann 'eintritt, wenn eine behaupteteSchä­
digung ,durch Einfuhren "aus einem inden AN~ 
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MEFcKUNGEN UND ERGKNZENDEN BE~ 
STIMMUNGEN zum Allg'emeinen Abkommen 
(Anlage I, Art. VI, Abs. 1, Punkt 2) ange~ 
f,ü,hrten Land" verursacht wird. Die in der ge­
nannten Bestimmung enthaltene Definition um­
schreibt einen solchen Staat als ein "Land, dessen 
Handel ganz ader nahezu ganz einem staatlichen 
Monop.ol unterliegt und in dem alle Inlands­
preise vom Snaat festlg,esetzt wenden". 

Es .ist in ,der Tat sehr schwierig, wenn nicht 
unmöglich, bei Dumping aus Staatshandelsländern 
einen ,iN onmalen Wert" zu ermitteln oder das 
Ausmaß einer Suhventionierung von Ausfuhren 
festzustellen. 

Art. 15 des Subventionskodex räumt den 
Mitgl1edstaaten verschiedene Möglichkeiten ein. 
So können sie frei wählen, ob sie im konkreten 
Fall ihr Verfahren und ihre Maßnahmen auf den 
Su!bventionskoldex oder auf den Antidumping­
kOidex st;Ütizen. Sie können ferner ,im einen wie im 
anderen Fall den Betrag ,der geschätznen Subven-

,tion Qder die Dumpingspanne durch Vergleich 
des Aus:fuhrpreises mit dem Verkaufspreis einer 
gleicharügen Ware in einem Drituland oder mit 
dem rechnerisch ermittelten Wert einer gleich­
artigen W:are in einem Drittland ermitteln. Ist 
weder ein Verkaufspreis noch ein rechnerisch er­
mittelter Preis in einem Drittland eine angemes­
sene Grundlage für die Ermittlung der Subventio­
nier-ung oder des Dumpings, ,dann können sie 
den Preis im eigenen Land zugrunde legen, wobei 
dieser Preis erforderlichenfalls um eine ange­
,messene Gewinnspanne zu berichtigen .ist. 

Das Antidumpinggesetz kennt diese Möglich­
keiten der:zeit noch nicht. Es bedarf daher einer 
Engänzung. Zu d1esem Zweck wet:den entspre­
chendeBestimmungen in den § 7 eingefügt. 

Zu Art. I Z 2 (I§ 12 Abs. 1): 

§ 12 Abs. 1 in der gegenwärtigen Fassung 
sieht vor, daß die Fest'steHung, eine Schädigung 
im Sinne des Antidumpinggesetzes liege vor oder 
drohe, nur getroffen werden darf, wenn glaubhaft 
gemacht wird, daß die Einfuhr der den Gegen­
stand des Dumpings hiLdenden Ware die Haupt­
ursache dieser Schädigung ist. Der "neue" Anti­
dumpingkodexenthält diese Forderung nicht 
mehr. Er fondertnunmehr lediglich, daß die 
Schädigung auch ohne Hinzutreten anderer in 
Betracht zu ziehende Faktoren bedeutend sein 
muß. § 12 Abs. 1 soll dieser neuen Fassung des 
Kodex angepaßt werden. 

Art. 3 Abs. 3 gleichfalls eine solche Aufzäh­
lung, wobei noch einige zusänzliche, im Anti­
dU1lTIpingogesetz 1971 nicht aU'~drücklich erwähnte 
Beurteilungskriterien genannt wel'den. ,§ 13 Abs. 1 
soll daher entsprechend ergänzt werden, wobei 
nach wie vor gilt, daßdi.e Auhählung nur eine 
beispielsweise ist und darüber hinaus jeder wei­
teI'e Faktor in die .Prüfung einzubeziehen ist, der 
die Lage des Wirtschaltszweiges beeinflußt. 

Zu Art. I Z 4 (§ 14 Abs. 2): 

Unter dem Begriff "Wirtschaftszweig" sind 
grunidsätzlich alle inländischen Erzeuger gleich­
artiger Waren oder diejenigen unter ihnen zu 
verstehen, deren Gesamtproduktion den größe­
r,en Anteil an der inläI1ldischen Produktion aus­
mächt. Auszuscheiden sind dabei alle jene Herstel­
ler, die gleichzeitig Importeure der den Gegen­
stand des Dumpings biLdeI1lden Ware sind. Der 
neue Antirdumpingkodex erweitert letztere Be­
stimmung dahin gehend, daß auch jene Erzeuger 
auszuscheiden sind, die mit den Exporteuren 
oder Importeuren ogeschältlich ver,bunden sind, 
wobei unter einer "geschäftlichen" Ver:bindung 
nicht bloße geschäfuliche Vepbindungen wie etwa 
zw;schen Käufer und Verkäufer zu verstehen 
sind, sondern engere Ver:binrdungen, wi.e sie zwi­
schen Mutter- und Tochljerunternehmen oder 
zwischen den Gliedern multinationaler Konzerne 
existieren. 

Da es jedoch überaus schwierig ist, die Art 
dieser "geschäftlichen" Verbindungen näher zu 
definieren, hat der Kodex darauf v·erzichtet und 
lediglidl in einer Fußnote zu Art. 4 Abs. l' 
Et. i zum Ausdruck gebracht, daß die Vertrags­
parteien sich auf eine einheitliche Auslegung des 
Begriffes ",geschäftlich velibunden" einigen soll­
ten. Dementsprechend wird auch § 14 Abs. 2 
dem Wortlaut des Kodex angepaßt. 

Zu Art. I Z 5 (§ 18): 

§ 18, zweiter Satz, sah vor, daß die Aufna,hme 
VOll Ermittlungen kundgemacht werden kann, 
wenn dies der Sach1a1ge nach zweckmäßig oder 
insbesondere wegen der Mehrzahl der allenfalls 
-betroffenen ExpOrteure und Importeure notwen­
dig ist. In Übereinstimmung mit Art. 6 
Abs. 6 des Antidumpingkodex soll diese "Kann­
Bestimmung" in eine zwiligende Verpflichtung 
umgewandelt weriden. Für die Praxis ändert sich 
dadurch nichts, da schon bi~her eine Kund­
machung erfolgt ist. 

Zu Art. I Z 6 (§ 19 Abs. 2): 

Zu Art. I Z 3 (§ 13' Abs. 1): i§ 19 Abs. 2 bezeichnet jene Unterhg,en, die. als 
,§ 13 Abs.1 enthält eine beispielsweise Auf- vertraulich gelten und bestimmt, daß sie nur 

zählung von Faktoren, die in eine Gesamtbeur- mit Zustimmung des Mitlleileniden preis.gegeben 
teilung der Sch;vdigung einzubeziehen sind. Der weriden dürfen. Daran soH sich auch in Zukunft 
"neue" 'Antidumpingkodex enthält in seinem nichts ändern~ Art. 6 Abs. 3 des Antidumping-
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kodex sieht jedoch vor; daß Parteien, die vertrau- 1 § 23 Abs. 1 in der derzeitigen Fassung sieht 
liche Auskünfte erteilen, ersucht werden können, ,die Ei:nsteHung der Ermittlungen dann vor, wenn 
eine nichtvertrauliche Zusammenfassung dieser die Venpflichtung zur Pr,eiskorr.ektur dazu führt, 
Ausk:ünfte zur Venfügung zu stellen. Sind sie "daß die Dumpingspanne entfällt". Demgegen­
der Ansicht, daß die Auskünfte sich für eine sol- über statuiert Art. 7 Abs. 1 des neuen Anti­
ehe Zusammenfassung nicht eignen, haben sie die dumpingkOidex als Voraussetzung, daß "die 
Gründe hi,efür anzugeben. Diese Bestimmung, die untersuchel1Jden Behönden überzeugt sind, daß 
'letztlich im Interesse aller an einem Verfahren die schä'dugende Auswirkung des Dumpings be­
Beteiligten liegt, soll in das Antidumpinggesetz seitigt ist". Diese Formul,ierung trägt präziser 
1971 übernommen wenden. als bisher dem Grundsatz Rechnung, daß die 

Zu Art. I Z 7 (,§ 21): 

J Gemäß Art. 8 Abs. 5 des Antidumping­
kodex ist jede vorläufi'ge oder endgültige Fest­
stellu~ bejahender oder verneinender Art sowie 
die Aufhebung einer Feststellung bekanntzu­
machen. Bei bejaheJ1dcr Feststellung hat die Be­
kanntmachung . die Feststellungen und Schluß­
folgerungen in bezug auf alle von den unter­
suchenden Behöl1den aLs erheblich erachteten Sach­
und Rechtsfragen sowie die Grürude und Grund­
lagen hiefür zu enthalten. Bei einer ablehnenden 
Feststellung müssen zumindest die wesentlichen 
Schlußfolgerungen und eine Zusammenfassung 
der Gründe in der Bekanntmachung enthalten 
sein. Alle Bekanntmachungen sind außerdem den 
Vertragsparteien (Ländern), deren Waren Gegen­
s~and der Feststellung sinJd, sowie den Expor­
teuDen, von denen bekannt ist, daß sie daran 
interessiert sind, zu ühermitteln. 

Werden Ermitt1ungen eingestellt, weil sie er­
geben haben, daß die Beweise für ein Dumping 
und eine SchäJdigung nicht <liusreichen, dann han­
delt es sich dabei um eine "verneinende" bzw. 
"ablehnenide" Feststellung im Sinne des Kodex. 
Sie bedarf daher, . ahgesehen von der Verstän­
di,gung der Parteien und des Ausfuhrlandes bzw; 
der Ausfuhrländer, der Kundmachung unter An­
gabe der wesentlic\1en Feststellungen und Schluß­
,folgerungen Unid einer Zusammenfassung der 
Gründe. Dementspr,echend wird § 21 ergänzt. 

Zu Art. I Z 8 (§ 22 Abs. 4): 

Es wird auf das zu Z 7 Gesagte 
sen. 

Zu Art. I Z 9 (§ 23): 

verwle-

Der Ant~dumpingkodex und dementsprechend 
auch das Antidumpinggesetz 1971 sehen vor, 
daß ein eingeleitetes Verfahren eingestellt oder 
ausgesetzt werden kann, wenn sich der Exporteur 
oder die Exporteure verpflichten, ihr,e Preise zu 
ändern od,er die Ausfuhr in das betreffende Ge­
biet zu unterlassen. Im Antidumpin~gesetz fin-' 
den sich die einschl~g]gen Bestimmungen im § 23. 
Er soU im Sinne einer präziseren Übereinstim­
mung mit dem "neuen" Antidumpingkodex 111 

folgenden Punkten geäl1Jclert wenden. 

Beseitigung der durch ein Dumping verursachten 
Sch;vdigung nicht unbedingt die Neutralisierung 
der vollen Dumpingspanne zur Vor,aussetzul1Jg 
hat, sondern auch eine nur teilweise Abdeckung 
genÜigen kann. § 23 .Albs. 1 wird daher dem 
Wortlaut des Art. 7 Abs. 1 Antidumpingkodex 
angepaßt, wobei unter "Einstdlung der Ermitt­
lungen" sowohl ein vOl"'läufiger als auch ein end­
gültiger Abschluß, entsprecheoo der in Art. 7 
Abs. i des Anüdumpingkodex enthaltenen Aus­
setzung oder Beendigung des Verfahrens zu sub-
sumieren ist. 

Im § 23 Abs. 2 ist in Übereinstimmung mit dem 
Ant]dumpingkodex vorgesehen, daß die Ermitt­
lungen unbescha;det einer abgeg,ebenen und an­
genommenen IPreisvel"'pflichtung ,fortzusetzen 
sind, wenn die Exporteure dies verlang.en. Er­
gelben die derart. fortgesetzten Erminlung,en in 
der Folge, daß keine Schädigung vorliegt oder 
droht, wird die Verpflichtung hinfällig. Art. 7 
A:bs. 2 des neuen Antidumpingkodex ergänzt 
diese Bestimmung nun dahingehend, daß diese 
Automatik des Wegfalles der Verpflichtung dann 
nicht Platz greift, wenn die Feststellung, daß keine 
Sch;]digung drÜlht, weitg,ehend auf das Bestehen 
einer Preisverpflichtung zurückzuführen ist. Dem­
entsprechend soll auch § 23 Abs. 2 eine Ergän­
zung erf<lihr,en. 

Gemäß Art. 7 Abs. 7 des Kodex ist jede 
Aussetzung oder Beendigung einer Antidumping­
Untersuchung im Zusammenhang mit einer 
Preisverpflich~ung und jede Beendigung einer Ver­
pflichtung oHiJzieH zu notifiziel"'en und unter Be­
kanntmachung der wesentlichen Schlußfolgerun­
gen und einer Zusammenfassung der 'Gründe 
kunidzumach en. Dem tngen der neue Abs. 3 des 
§ 23 unld eine Erweiterung des § 25 Rechnung. 

Zu Art. I Z 10 (§ 25): 

§ 25 bestimmt, daß von der Erlassung oder 
Aufhebung einer Vel"'Ondnung, mit der die Ein­
hebung eines Antidumpi11Jgzolls angeordnet wird, 
die B,ehöroen der betmffenen Ausfuhrläooer und 
Urspr,ungsländer in Kenntnis zuse~en sind. Die­
se Bestimmung wil"'d in über,einstimmung mit 
den einschlägigen Bestimmungen des Antidum­
pingkodex entsprechend erweitert und um die 
VerstäOOigung '\non der Einstellung der Ermitt­
lungen gemäß § 23 ergänzt. 
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Zu Art. I Z 11 ~§ 26 Abs. 2):' 

Gemäß § 26 iAbs. 2 ist vorgesehen, daß im 
Falle der Verhängung eines Ausgleichszolls weg'en 
Feststellung einer Prämie oder Subvention im 
Ursprungs- oder AusfuhrIa.nId dieser Ausgleichs­
~oll in der Höhe der festgestellten Prämie oder 
Subvention, gegehenen.faHs in der Höhe der 
Summe aller festgestellten Prämien oder Subven­
tronen, einzuheben ist. Demgegenüber erklärt 
Art. 4 Abs. 1 desSubventionskodex es für 
wünschenswert, daß der Zoll niedriger als der 
volle Betrag der Prämie oder Subvention ist, 

'wenn dieser niedrigere Zoll ausreicht, um die 
Schäidi:ß'ung des in:länidischen Wirtschafi:szwei­
ges zu beseitilgen. Dem trägt die vorgesehene 
Änderung des § 26 A:bs. 2 Rechnung. 

Zu Art. I Z 12 (§ 28): 

Art. 4 Abs. 5 lit. ades Subventionskodex 
sieht vor, daß ein Verfahren betreffend Aus­
gleichszölle ausgesetzt oder beendet wenden kann, 
~enn entweder die Regierung des Ausfuhrlandes 
sich verpflichtet, die Sulbvention abzuschaffen 

'o:der zu begrenzen oder al1ldere Maßnahmen in 
bezug auf ihre Auswirkungen zu treffen oder 
der Exporteur sich einverstanden erklärt, die 

'Preise sü zu ä:l1Idern, daß die schädigende Aus­
wirkung der Subvention beseitigt ii>t. Eine solche 
Verpflichtungserklärung eines Exporteurs be,darf 
der Zustimmung des Ausfuhrlandes. Durch Ein­
fügung neuer Abs. 1 und 2 in § 28 wird der 
;Aihschnitt m des Antidurnpinggesetzes dieser 
Rech,tslaJge angepaßt. Albs. 3 entspricht sinngemäß 
dem bisherigen § 28. 

Zu Art. I Z 13 (§36) und Z 14 (§ 37): 

, Sowohl der Subventionskodex inseine11l Art. 4 
Abs. 6, als auch der Antidumpingkodex 
in seinem Art. 7 Abs. 5 sehen vor, daß die 
Behörden des, Einfuhrlandes bei Nichcel"'füIJung 
'aer Verpflichtungen auf Grund des Kodex und in 
Übereinstimmung mit seinen Bestimmungen 
ohne Verzögerul1lg Maßnahmen treff,en können, 
die in der umgehenden Anwendung von vor­
läufigen Maßnahmen auf der Grundlage der 
best:en zur Verfügung stehenden Angaben be­
'stehen können. Dement~prechend sehen die neuen 
,Abs. 3, der§§ 36 und 37 vor, daß ein gemäß 
§ 23 Albs. 1 Oider § 28 Abs. 1 oder 2 eingesteHtes 
,Verfahren als wiederaufgenommen gilt, wenn die 
freiwillige Verpflichtung von Exporteuren zur 
Preiskorrektur oder zur Einstellung der Ausfuhr 
nach Österreich oder die Erklärung der Behör­
,den des Ausfuhrlandes betreffend die Abschaffung 
oder Begrenzung von Prämien oder.Subventionen 
oder andere Maßnahmen zur Beseitigung der 
,schäldlichen Auswirkungen der Exporte nicht ein­
'gehalten wenden. In diesem Fall hat zunächst 
eine vorläufig,e Feststellung des normalen Wertes 
oder des Basispreises oder der Höhe der Prämien 

oder Suhventionen auf der Basis Jener Unter­
lagen zu erfolgen, die den Behörden bereits vorlie­
gen. Für diese Verordnungen gelten im übrigen 
die Bestimmungen der §,§ 38 und 39. Das wieder­
aufgenommene Ver:fahren muß daher innerhalb 
von vier Monaten ab Inkrafttreten der vorläu­
fig,en Maßnahmen aJbgeschlossen werden. 

,sowohl der Anüdumpingkodex, als auch der 
Sulbventionskodex sehen vor, daß in gewissen 
'Fällen Antidumpingzölle bzw. Ausgileichszölle 
auch rückwirkend erhoben werden können. 
Art. 7 Abs. 5 des Antidumpingkodex und 
Art. 4 Abs. 6 des Subventionskodex räumen den 
Vertragsstaaten dieses Recht tür den Fall ein, 
daß ein Exporteur die Verpflichtung zur· Ände­
rung seiner Preise oder zur Einstellung der Aus­
fuhren nach Österreich nicht einhält oder wenn 
eine Regierung ihre Zusage nicht einhält, eine 
SUibvention aibz'Uschaffen oder zu begrenrzen oder 
andere Maßnahmen in bezug auf ihre Auswir­
kungen zu treff'en. In beiden Fällen können um­
gehend vorläufige Maßnahmen auf der Grundlage 
der besten zur Verfügung stehenden Angaben 
ergriffen und Zolle auf Waren eingehoben wer­
den, die nicht mehr als 90 Tage vor Anwendung 
der vorläufigen Maßnahmen zum freien Verkehr 
abgefertigt wurden. Dies gilt jedoch nicht für 
Einfuhren, die vor der Nichterfüllung der Ver­
pflichtung abgefertigt wanden sind. 

Weiters sehen Art. 11 Abs.' 1 des Anti­
dumpingkodex und Art. 5 Abs. 9 des Subven-
6onskodex vor, daß bei Fällen sogenannten 
"spor,adischen Dumpings" rückwirkend Anti­
dumping- oder AUSigleichsrz:ölle erhoben werden 
köimen, wenn gewisse' zusätzliche Kriterien ge­
geben sind. Gemäß Art. 5 Albs. 9 desSubven­
tionskodex kann dies geschehen, wenn gemäß 
den Feststellungen der Behörden unter außerge­
wöhnlichen Umständen durch massive Einfuhren' 
,inlflerhaLbeines verhäiltnismäßig kurzen Zeit­
raumes eine schwer gutzumachende Schädigung 
verursacht wurde und zwar durch die Einfuhr 
,einer Ware, für die Ausfuhrsu:bventionen in 
einer Weise gezahlt oder gewährt wurden, die 
mit dem GATT uilid dem Subventjionskodex un­
vereinbar ist, und wenn die rückwirkende Er­
hebung der Au~gleichszölle für notwendig erach­
tet wind, um die Wiooerholung einer solchen 
S<;häldigung zu verhindern. 

Art. 11 Abs; 1 des Antidumpingskodex zählt 
als Voraussetzung auf, daß gemäß den Feststel­
lungen der Behörde' entw~der schon früher 
Dumping'einfUihren eine Schädigung verursacht 
haiben oder der Importeur wußte oder hätte 
wissen müssen, daß der Exporteur Dumping 
betreibt und daß dies eine Schädigung verur­
sachen würde, daß die Schädigung durch spora­
disches Dumping von solchem Ausmaß verursacht 
wunde, daß es zur Verhütung von Wiederhülun-
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g·en notwendig erscheint, diese Einfuhren rück­
wirkend mit ein1em AnddumpingzoU zu beleg:en. 

In beiden Fiillen ist die Rückwirkung auf 
Waren begrenzt, die innerhatb von 90 Tagen 
vor Anwendung der vorläufigen Maßna;hmen zum 
freien Verkehr abgefertigt wurden. 

Im Zuge des Begutachtungsverfahrensowurde von 
verschiedener Seite angeregt, auch diese Kodex­
bestimmungen zu nützen und das Antidumping­
gesetz entsprechend zu ergänzen. Der Anregung 
wU1'lde entsprochen, weil es sich in der, Tat um 
Fälle handelt, die auch rückwirkende Maßnahmen 
rechtfertigen. Es wäre sonst möglich, den durch 
das An6dumpingges<etz in übereinstimmung mit 
den gdtenden intemati·onalen Regeln zu gewäh­
renden Schutz zu unterlaufen und einem inlän­
dischen Wirtschaftszweig schwersten Scha;den zu­
zufügen, indem etwa vor dem Wirksamwe1'lden 
entsprechender Maßnahmen noch rasch bedeu­
tende Mengen von Waren eingeschleust werden 
oder unter der Vorspiegelung scheinbar gIaub­
wündiger Erklärungen die EinsteUung eines Ver­
fahrens erwirkt wird, um sodann die Gelegen­
heit zu ein'effi massiv·en Importsooß zu nützen. 
Sobald jedoch im AntidUJffipinggesetz entspre-

chende Klausdn ennhalten sind, die solche unlau~ , 
tere Prakt~ken unuer die Drohung rück·wirken­
der Antidumping- oder AusgIeichszölle stellen, 
wird der Anreiz hiefür wes,entlich geringer wer­
den. 

Zu Art. I i. 15 (§ 38): 

§ 38 des Anddumpi11lgges<etzes sieht in über~ 
einstimmung mit dem alten Antiidumpingkodex 
vo·r, daß vorläufige Maßna;hm·en spätestens drei 
Monate nach ihrer KJundmachung außer Kraft 
treten. Sowohl der neue Antidumpingkodex als 
auch der Subven60nskodex' sehen nunmehr für 
v.orläufige Maßnahmen eine Laufzeit von vier 
Monaten vor; Dementsprechend wird·§ 38 Abs. 1 
aJbgeändert. ' 

Hinsichtlich § 38 Abs. 2 wird auf di'e Erläute­
rungen zu Z 7 verwiesen. 

Die Abs. 3 bis 5 entsprechen den früheren 
Abs. 2 bis 4. 

Zu Art. I Z 18 (§ 39): 

Es wird auf die Erläuterungen zu Z 7 
und 9 verwiesen. 

Beilage zu den Erläuterungen 
Gegenüberstellung des Wortlautes des Gesetzentwurfes und des derzeit geltenden Gesetzestextes 

G e's e tz es e n t w u r f 

§ 7. (1) Als normaler Wert einer Ware gilt 

a) der v·ergleichibare Preis einer zur Verwen­
dung oder zum Verbrauch im Ausfuhr­
.land bestimmten gleichartigen Ware im 
IlIormalen Ha11idelsverkehr' oder, 

b) wenn ein vergleichbarer Preis gemäß Iit. a 
nicht feststeHbarist oder wegen der beson­
deren Manktlage keinen passenden Ver­
gleich zuläßt, 
aa) ,der· höchste vergleichbare Preis für 

eine gleichartige Ware bei der Aus­
fuhr nach einem Drittland, soweit die­
ser repräsentativ ist, od~r 

bb) die SUlffime der HersteILungskosten im 
Ursprungsland für eine gleichartige 
Ware zuz-Ü'gIich eines angemessenen 
Betnges für Verwaltungs-, Verkaufs­
und sonstig.e Kosten sowie für den 
Gewinn. Der Gewinnaufschlag darf den 
Gewinn, der üblicherweise bei Ver­
käufen von Waren der gleichen all­
gemeinen Art auf dem Inlandsmarkt 
des Ursprungslandes erzielt wil1d, .nicht 
überste~gen. 

Geltender Gesetzestext 

§ 7. (1) AIs normaler Wert einer Ware gilt 

a) der vergleichbare Preis einer zur Verwen­
dung oder zum Verbrauch im Ausfuhrland 
bestimmten gleichartigen Ware im norma­
len Handelsverkehr oder, 

b) wenn ein vergleichb'arer Preis' gemäß lit. a 
nicht feststellbar ist, 

aa) 

bb) 

der höchste vergleichbare Preis für eine 
gleichartige Ware bei der Ausfuhr nach 
einem Dr,ittland, soweit dieser reprä­
sentativ ist; oder 

.die Summe der Herstellungskosten im 
Ursprungsland für eine' gleichartige 
Ware zuzüglich eines angemessenen 
Betrages' für Verwaltungs-, Verkaufs­
und sonstige Kosten sowie für den Ge­
winn. Der Gewinnaufschlag darf den 
Gewinn, der üblicherweise bei Ver­
käufen von Waren der gleichen allge­
meinen Art auf dem Inlandsinarkt des 
Ursprungslandes erzielt wird, nicht 
übersteigen. 
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(2) Wenn' die vertraglichen Verpflid1tungen 
österreia'1s dies vorsehen, gilt als normaler Wert 

a) der Verka'ufspreis für' eine gleichartige 
Ware eines Drittlandes mit Marktwirt­
schaft zum' Verbrauch auf dem Inlands­
markt oder :zur Ausfuhr oder 

b) die Suml11e der Herstellungskosten 111 

einem Dri 'rland mit Marktwirtschaft für 
eine gleicha tige Ware zuzüglich eines ange­
messenen 'etrages für Verwaltungs-, Ver­
kaufs- und sonstige Kosten sowie für den 
Gewinn, w bei der Gewinnaufschlag den 
Gewinn, d r üblicherweise bei Verkäufen 
von Waren der gleichen allgemeinen Art auf 
dem Inlan smarkt des Ursprungslandes 
erzielt wird nicht übersteigen darf, oder 

c) wenn wede der nach lit. a, noch der nach 
lit. b ermintclte normale Wert eine geeig­
nete Grun~lage darstellt, der vergleichbare 
Preis einer] zur Verwendung oder zum 
Verbrauch in österreich bestimmten Ware, 
der erfordetlid1enfalls um eine angemessene 
Gewinnspanne zu berid1tigen ist. 

(3) Soweit das Ausfuhrland nid1t aud1 das Ur­
sprungsland ist, ,kann unbesd1adet der Abs. 1 
und 2 an Stelle ~es Preises im Ausfuhrland der 
Preis im UrsprunJgsland zur Ermittlung des nor­
malen Wertes h1angeZogen werden, wenn dies 
qen wirtschaftli en Gegebenheiten besser ent­
sprid1t, insbeson ere wenn in das Ausfuhrland 
eingeführte War rn unverändert wieder ausge­
führt oder solch9 Waren im Ausfuhrland nid1t 
hergestellt werden oder wenn ein vergleichbarer 
Preis im Ausfuhrl~nd nimt feststellbar ist., 

§ 12. (1) Bei Prüfung der Frage einer Schädi­
gung im Sinne dieses Bundesgesetzes sind neben 
den Auswirkungen der Dumpingeinfuhren auf 
den betroffenen Wirtsd1aftszweig auch alle ande­
r!!n Faktoren in Betramt zu ziehen, die die Lage 
dieses Wirtsd1aftszweiges namteilig beeinflussen. 
Die Feststellung einer Sd1ädigung im Sinne dieses 
Bundesgesetzes darf nur getroffen werden, wenn 
die Smädigung aum ohne das Hinzutreten ande­
rer Faktoren bedeutend ist oder bedeutend wäre. 

§ 13. (1) Die Bewertung einer Schädigung als 
bedeutend im Sinne dieses Bundesgesetzes hat auf 
Grund einer Gesamtbetirteilung aller Faktoren, 
die 'auf den Wirtsmaftszweig einwirken, bzw. 
deren Entwicklungstendenzen zu erfolgen. Als 
solme Faktoren gelten beispielsweise: Produk­
tion, Umsatz, Marktanteil,' Gewinn, Preise, Aus­
fuhrergebnisse, Anzahl der Besmäftigten, Löhne, 
Investitions- und Kapitalbesmaffungsmöglichkei­
ten, Wamsturn, Lagerhaltung, Grad der Kapazi­
tätsausnützung des Wirtsmaftszweiges und dessen 
Produktivität, Umfang der Dumpingeinfuhren, 
Umfang und Preise der sonstigen Einfuhren, der 

Gelte,nder Gesetzestext 

(2) Soweit das Attsfuhrland nicht aum das 
Ursprungsland ist, kann unbeschadet des Abs. 1 
an Stelle des Preises im Ausfuhrland der Preis 
im Ursprungsland zur Ermittlung des normalen 
Wertes herangezogen werden, wenn dies den 
wirtsd1aftlichen Gegebenheiten besser entsprid1t, 
insbesondere wenn in das Ausfuhrland einge­
führte Waren unverändert wieder ausgeführt oder 
solche War,en im Ausfuhrland nimt hergestellt 
werden oder wenn ein vergleid1barer Preis im 
Ausfuhrland nicht feststellbar ist. 

§ 12. (1) Die Feststellung, daß eine Schädigung 
im Sinne dieses Bundesgesetzes vorliegt oder 
droht, ist nur zulässig, wenn glaubhaft gemad1t 
wurde, daß die Einfuhr von Waren, die Gegen­
stand eines Dumpi~"lgs sind, Hauptursad1e dieser 
Sd1ädigung ist. Hiebei sind neben den Auswir­
kungen der Dumpingeinfuhren . auf den betrof­
fenen Wirtsd1aftszweig alle anderen Faktoren zu 
berücksid1tigen, die die Lage dieses Wirtsd1afts­
zweiges namteilig beeiriflussen. 

§ 13. (1) Die Bewertung einer Sd1ädigung als 
bedeutend im· Sin'1e dieses Bundesgesetzes hat 
auf Grund einer Gesamtbeurteilung aller Fakto­
ren, die auf den Wlrtsd1aftszweig einwirken, bzw. 
deren Entwicklungstendenzen zu erfolgen. Als 
solme Faktoren gelten beispielsweise: Umsatz, 
Marktanteil, Gewinn, Preise (einsd11ießlid1 der 
Spanne, um die der Lieferpreis der verzollten 
Ware niedriger oder höher ist als der vergleid1-
bare Preis der gleid1artigen Ware, der bei nor­
malen Handelsgesdläften im Inland vorherrsd1t), 
Ausfuhrergebnisse, Anzahl der Besmäftigten, Um­
fang der Dumpingeinfuhren, Umfang und Preis 
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Wettbewerb zwischen den inländischen Herstel­
lern, Nachfragerückgang als Folge eines Ange­
botes von Substitutionswaren oder als Folge" von 
Anderungen des Verbrauchergeschmackes sowie 
sonstige Faktoren, die die inländischen Preise 
beeinflussen. Bezüglich des Umfanges der Dum­
pingeinfuhren ist auch zu prüfen, ob eine erheb­
liche Erhöhung dieser Einfuhren entweder absolut 
oder im Verhältnis zur Produktion oder zum Ver­
brauch in Österreich stattgefunden hat. Hinsicht­
lich der Auswirkungen der Dumpingeinfuhren 
auf die Preise ist auch zu prüfen, ob eine erheb­
liche Preisunterschreitung durch die Dumpingein­
fuhren im Vergleich zum Preis einer gleichartigen 
Ware in österreich eingetreten ist oder ob diese 
Einfuhren in anderer Form einen erheblichen 
Druck auf die Preise bewirken oder wesentlich zur 
Verhinderung von Preiserhöhungen beitragen, 
die sonst eingetreten wären. 

§ 14. (2) Sind jedoch Hersteller mit den Ex­
porteuren oder Importeuren geschäftlich verbun­
den oder selbst Importeure der Ware, die Gegen­
stand eines Dumpings ist, so sind unter dem Be­
griff "Wirtschaftszweig" nur die übrigen Her­
steller zu verstehen. 

§ 18. Werden Ermittlungen aufgenommen, 
so sind Vertreter des Ausfuhrlandes oder der 
Ausfuhrländer, die nach amtswegiger Kenntnis 
betroffenen Exporteure und Importeure, Vertre­
ter des betroffenen Wirtschaftszweiges und, soweit 
die Einleitung auf Antrag erfolgt ist, der Antrag­
steller in geeigneter Weise in Kenntnis zu setzen. 
Die Aufnahme der Ermittlungen ist außerdem 
im "Amtsblatt zur Wiener Zeitung" kundzu­
machen. 

§ 19. (2) Vertraulich sind insbesondere alle 
Unterlagen, deren Preisgabe einem Konkurrenten 
erhebliche Wettbewerbsvorteile brächte oder den 
Auskunftgeber oder die Person, von der der 
Auskunftgeber die Unterlagen erhalten hat, er­
heblich schädigen würde, sowie Unterlagen, die 
von den an den Ermittlungen Beteiligten ver­
traulich mitgeteilt wurden. Diese Unterlagen 
dürfen nur mit ausdrücklicher Genehmigung des 
Auskunftgebers preisgegeben werden. Ein Aus­
kunftgeber kann ersucht werden, eine nichtver­
trauliche Zusammenfassung seiner Auskünfte zur 
Verfügung zu stellen. Erklärt er, daß sich die 
Auskunft nicht für eine solche Zusammenfassung 
eignet, hat er die Gründe hiefiir anzugeben. 

§ 21. Ergeben die Ermittlungen, daß die Be­
weise für das Dumping und die Schädigung nicht 
ausreichen, so sind die Ermittlungen einzustellen 

der sonstigen Einfuhren, Grad der Kapazitäts­
ausnützung des Wirtschaftszweiges und dessen 
Produktivität, der Wettbewerb zwischen den in­
ländischen ' Herstellern, Nachfragerückgang als 
Folge eines Angebots von Substitutionswaren 
oder als Folge von Anderungen des Verbraucher­
geschmackes. 

§ 14. (2) Sind jedod1 Hersteller gleichzeitig 
Jmporteure der Ware, die Gegenstand eines 
Dumpings ist, so sind unter dem Begriff "Wirt­
schaftszweig" nur die übrigen Hersteller zu ver­
stehen. 

§ 18. Werden Ermittlungen aufgenommen, so 
sind Vertreter des Ausfuhrlandes oder der Aus­
fuhrländer, die nach amtsweg,iger Kenntnis be­
troffenen Exporteure und Importeure, Vertreter 
des betroffenen Wirtschafts zweiges und, soweit 
die Einleitung auf Antrag erfolgt ist, der An­
tragsteller in geeigneter Weise in "Kenntnis zu 
setzen. Wenn dies der Sachlage nach zweckmäßig 
oder insbesondere wegen der Mehrzahl der allen­
falls beJroffenen Exporteure und Importeure not­
wendig ist, ist die Aufnahme von ErmittFungen 
im "Amtsblatt zur Wiener Zeitung" kundzu­
machen. 

§ 19. (2) Vertraulich sind insbesondere alle Un­
terlagen, deren Preisgabe einem Konkurrenten 
erhebliche Wettbewerbsvorteile brächte oder den 
Auskunftgeber oder die Person, von der der 
Auskunftgeber die Unterlagen erhalten hat, erc 
heblich schädigen würde, sowie Unterlagen, die 
von den an den Ermittlungen Beteiligten ver­
traulich mitgeteilt werden, sofern nicht aus­
drücklich von demjenigen, der diese Mitteilung 
gemacht hat, der Preisgabe zugestimmt wird. 

§ 21. Ergeben die Ermittlungen, daß" die Be­
weise für das Dumping und die Schädigung nicht 
ausreichen, so sind die Ermittlungen einzuste!-
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und hievon die im § 18 genannten Personen in 
geeigneter Form in Kenntnis zu setzen. Die Ein­
stellung ist im "Amtsblatt zur Wiener Zeitung" 
gemeinsam mit den· wesentlichen Fe'ststellungen 
und Schlußfogerung und einer Zusammenfas­
sung der Gründe kundzumachen. 

§ 22. (4) Die Verordnung gemäß Abs. 1 ist im 
"Amtsblatt zur Wiener Zeitung" kundzumachen. 
Gemeinsam mit dieser Kundmachung sind die 
Feststellungen und Schlußfolgerungen in bezug 
auf alle als erheblich erachteten Sach- und Rechts­
fragen sowie die Gründe und Grundlagen hiefür 
kundzumachen. Diese Verlautbarung ist den im 
§ 18 genannten Personen zu übermitteln. 

§ 23. (1) Verpflichten sich die betroffenen Ex­
porteure nach Aufnahme von Ermittlungen frei­
willig, ihre Preise so zu ändern, daß die schädi­
gende Auswirkung des Dumpings beseitigt ist, 
oder die Ausfuhr der Wate, die Gegenstand von 
Ermittlungen ist, nach österreich zu unterlassen 
und kann die Einhaltung einer solchen Verpflich­
tung insbesondere im Hinblick auf die Zahl der 
Exporteure oder der möglichen Exporteure über­
wacht werden, so sind die Ermittlungen emzu­
stellen. 

(2) Unbeschadet. einer Verpflichtung gemäß 
Abs. 1 sind die Ermittlungen jedoch fortzusetzen, 
'Yenn die betroffenen Exporteure dies verlangen. 
J;.rgeben die fortgesetzten Ermittlungen, daß eine 
Schädigung des Wirtschaftszweiges nicht gegeben 
ist, so erlischt die Verpflichtung der betroffenen 
Exporteure, es sei denn, die Feststellung, daß 
keirie Schädigung droht, ist weitgehend auf 
das Bestehen der Preisverpflichtung zurückzu­
führen. 

: (3) Jede Einstellung der Ermittlungen gemäß 
Abs. 1 und jede Beendigung einer Verpflichtung 
nach Abs. 1 oder 2 ist im "Amtsblatt zur Wiener 
Zeitung" gemeinsam mit den wesentlichen 
Schlußfolgerungen und einer Zusammenfassung 
der Gründe kundzumachen. . 

§ 25. Von der Erlassung oder Aufhebung einer 
Verordnung gemäß § 22 Abs. 1 ·sowie von der 

, Einstellung der Ermittlungen oder. von der Be­
endigung einer Verpflichtung nach § 23 sind die 
Behörden der betroffenen Ausfuhrländer oder 
Ursprungsländer in Kenntnis zu setzen. Mit 
dieser Mitteilung sind im Falle einer Verordnung 
gemäß § 22 Abs. 1 die Feststellungen und Schluß­
folgerungen in bezug. auf alle als erheblich erach­
teten Sach- und Rechtsfragen sowie die Gründe 
und Grundlagenhiefür, in allen übrigen Fällen die 
wesentlichen Feststellungen und Schlußfolgerun­
gen und eine Zusammenfassung der Gründe be-· 
karintzugeben. 

Geltender Gesetzestext 

len und hievon die im § 18 genannten Per­
sonen in geeigneter Weise in Kenntis zu setzen. 

§ 22. (4) Die Verordnung gemäß Abs. 1 ist im 
"Amtsblatt zur Wiener Zeitung" kundzumachen. 

§ 23. (1) Verpflichten sich die betroffenen Ex­
porteure nach Aufnahme von Ermittlungen frei­
willig, ihre Preise so. zu ändern, daß diGDum­
pingspanne entfällt, oder die Ausfuhr der Ware, 
die Gegenstand von Ermittlungen ist, naCh öster­
reich zu unterlassen und kann die Einhaltung 
einer derartigen Verpflichtung insbesondere im 
Hinblick auf die Zahl der Exporteure oder der 
möglichen Exporteure überwacht werden, so sind 
die Ermittlungen nicht fortzusetzen. 

(2) Unbeschadet einer Verpflichtung gemäß 
Abs. 1 sind die Ermittlungen jedoch fortzusetzen, 
wenn die betroffenen Exporteure dies. verlangen. 
Ergeben die fortgesetzten Ermittlungen" daß eine­
Schädigung des Wirtschaftszweiges nicht gegeben 
ist, so erlischt die Verpflichtung der betroffenen 
Exporteure, soweit sie deren Weitergeltung. nicht 
bestätigen. . 

§ 25. Von der Erlassung oder Aufhebung einer 
Verordnung gemäß § 22 Abs. 1 sind die Behörden 
der betroffenen Ausfuhrländer oder Ursprungs­
länder in Kenntnis zu setzen. 
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§ 26. (2) Durch die Verordnung nach Abs. 1 
ist die Höhe der Prämie oder Subvention fest­
zustellen und anzuordnen, daß der Ausgleichszoll 
in der Höhe der festgestellten Prämie oder Sub­
vention, gegebenenfalls in der Höhe der Summe 
aller festgestellten Prämien oder Subventionen, 
einschließlich jeder besonderen, für die Versen­
dung· dieser Ware gewährten Subvention zu er­
heben ist. Sofern dies zur Behebung der Schädi­
gung ausreicht, kann abweichend hievon angeord­
net werden, daß der Ausgleichszoll nur in der 
Höhe eines Teiles der festgestellten Prämie oder 
Subvention bzw. deren Summe zu erheben ist. 

§ 28. (1) Erklären sich die Behörden eines Aus­
fuhrlandes nach Aufnahme von Ermittlungen 
bereit, die Prämie oder Subvention abzuschaffen 
oder zu begrenzen oder andere Maßnahmen in 
bezug auf ihre Auswirkungen zu treffen, und 
werden hiedurch die schädigenden Auswirkun­
gen der Exporte beseitigt, so sind die Ermitt­
lungen nicht fortzusetzen. 

(2) Ermittlungen sind weiters nicht fortzuset­
zen, wenn sich die betroffenen Exporteure mit 
Zustimmung der Behörden des Ausfuhrlandes 
freiwillig verpflichten, ihre Preise so zu ändern, 
daß die schädlichen Auswirkungen der Exporte 
entfallen, oder die Ausfuhren der Ware, die Ge­
genstand von Ermittlungen ist, nach 'Österreich 
zu unterlassen und die Einhaltung einer solchen 
Verpflichtung insbesondere im Hinblick auf die 
Zahl der Exporteure oder der möglichen Expor­
teure überwacht werden kann. 

(3) Im übrigen sind die Bestimmungen des 
Abschnittes II auf diesen Abschnitt sinngemäß 
anzuwenden. 

§ 36. (1) Wurden Ermittlungen aufgenommen 
und ist das Vorliegen eines Dumpings und einer 
Schädigung glaubhaft gemacht worden, so ist, 
wenn dies zur Hintanhaltung einer weiteren 
Schädigung geboten erscheint,' nach Anhörung des 
Beirates durch Verordnung der normale Wert 
(§ . 22 Abs. 2) oder der Basispreis (§ 22 Abs. 7) 
vorläufig festzustellen. 

(2) Wurde festgestellt, 
a) daß schon früher Dumpingeinfuhren eine 

Schädigung verursacht· haben oder daß der 
Importeur wußte oder hätte wissen müssen, 
daß der Exporteur Dumping betreibt und 
daß dies eine Schädigung verursachen würde, 
und ~ 

§ 26. (2) Durch die Verordnung nach Abs. i 
ist ·die Höhe der Prämie oder Subvention fest­
zustellen und anzuordnen, daß der Ausgleic4s­
zoll in der Höhe der festgestellten Prämie oder 
Subvention, gegebenenfalls in der Höhe der 
Summe aller festgestellten Prämien oder Sub­
ventionen, einschließlich jeder besonderen, für 
die Versendung d,ieser Ware gewährtenSuhven­
tion zu erheben ist. 

§ 28. Die §§ 10, 12 Abs. 3 sowie 16 bis 25 
sind auf diesen Abschnitt sinngemäß anzuwen­
den. 

§36. Wurden Ermittlungen aufgenommen und 
ist das Vorliegen eines Dumpings und einer 
Schädigung glaubhaft gemacht worden, so· ist, 
wenn dies zur Hintanhaltung einer weiteren 
Schädigung geboten erscheint, nach Anhörung 
des Beirates durch Verordnung der normale Wert 
(§ 22 Abs. 2) oder der Basispreis (§ 22 Abs. 7) 
vorläufig festzustellen. 

b) daß die Schädigung durch sporadisches 
Dumping (massive Dumpingeinfuhren der 
betreffenden Ware in einem verhältnis-' 
mäßig kurzen Zeitraum) von solchem Aus­
maß verursacht wurde, daß es zur Verhü­
tung von· Wiederholungen notwendig er­
scheint, auf diese Einfuhren rückwirkend 
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einen Antidumpingzolleinzuheben, ist in 
der Verordnung nach Abs. 1 anzuordnen, 
. daß ein Antidumpingzoll auch. für jene 
Waren zu erheben ist, hinsichtlich welcher 
der für die Anwendung der zolltarifari­
schen Bestimmungen maßgebliche Zeit­
punkt nicht früher als drei Monate vor 
dem Inkrafttreten der Verordnung liegt. 

(3) Wird festgestellt, daß Verpflichtungen 
gemäß § 23 Abs. 1 nicht erfüllt wurden, gelten 
die Ermittlungen als wiederaufgenommen; in 
diesem Fall ist auf Grund der vorliegenden Unter­
lagen· nach Anhörung des Beirates durch Ver-

, ordnung der normale Wert oder der Basispreis 
\ vorläufig festzustellen. In der Verordnung ist 

weiters anzuordnen, daß ein Antidumpingzoll 
auch für Waren zu erheben ist, hinsichtlich wel­
cher der für die Anwendung der zolltarifarischen 
Bestimmungen maßgebende Zeitpunkt nicht frü­
her als drei Monate vor de..rn Inkrafttreten dieser 
Verordnung liegt. Die rückwirkende Zollfest­
setzung gilt jedoch nicht für Einfuhren, die vor 
der Nichterfüllung der Verpflichtungen abgefer­
tigt worden sind. 

§ 37. (1) Wurden Ermittlungen aufgenommen 
und ist glaubhaft gemacht worden, daß im Ur­
sprungs- oder Ausfuhrland mittelbar 'oder un­
mittelbar eine Prämie oder Subvention für die 
Gew,innung, Herstellung oder Ausfuhr dieser 
Ware gewährt und hiedurcheine Schädigung ver­
ursacht wird, so ist, wenn dies zur Hintanhal­
tung einer weiteren Schädigung geboten erscheint, 
nach Anhörung des Beirates durch Verordnung 
die Höhe der in § 26 Abs. 2 angeführten Prä­
mien oder Subventionen vorläufig festzustellen. 

(2) Wurde unter außergewöhnlichen Umstän­
den bezüglich einer subventionierten Ware fest­
gestellt, daß eine schwer wieder gutzumachende 
Schädigung durch innerhalb eines verhältnismäßig 
kurzen Zeitraumes getätigte massive Einfuhren 
einer Ware verursacht wurde, für die Ausfuhr­
subventionen gezahlt oder gewährt wurden, und 
wird eine rückwirkende Erhebung von Ausgleichs­
zöllen auf diese Einfuhren für notwendig erach­
tet, um die Wiederholung einer solchen Schädi­
gung zu verhindern, ist in einer Verordnung 
nach Abs. 1 anzuordnen, daß ein Ausgleichszoll 

. a)lch für jene Waren zu erheben ist, hinsichtlich 
welcher der für die Anwendung der ·zolltarifari­
schen Bestimmungen maßgebende Zeitpunkt nicht 
früher als drei Monate vor dem Inkrafttreten 
dieser Verordnung liegt . 

. (3) Wird festgestellt, daß Verpflichtungen ge­
mäß § 28 Abs. 1 oder 2 nicht eingehalten wur­
den, gelten die Ermittlungen als wiederaufge­
nommen; in diesem Fall ist auf Grund der vor­
liegenden Unterlagen nach Anhörung des Bei­
rates durch Verordnung die Höhe der Prämien 

Gehender Gesetz·estext 

§ 37. Wurden Ermittlungen aufgenommen und 
ist glaubhaft gemacht worden, daß im Ursprungs­
oder Ausfuhrland mittelbar oder unmittelbar 
eine Prämie oder Subvention für die Gewinnung, 
Herstellung oder Ausfuhr dieser Ware gewährt 
und hiedurch eine Schädigung verursacht wird, 
so ist, wenn dies zur Hintanhaltung einer wei­
teren Schädigung geboten erscheint, nach Anhö­
rung des Beirates durch Verordnung die Höhe 
der in § 26 Abs. 2 angeführten Prämien oder 
Subventionen vorläufig festzustellen. 
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oder Subventionen vorläufig festzustellen. In der 
Verordnung ist weiters anzuordnen, daß ein 
Ausgleichszoll auch für Waren zu erheben ist, 
hinsichtlich welcher der für die Anwendung der 
zolltarifarischen Bestimmungen maßgebende Zeit­
punkt nicht früher als drei Monate vor dem In­
krafttreten dieser Verordnung liegt. Die rück­
wirkende Zollfestsetzung gilt jedoch nicht für 
Einfuhren, die vor der Nichterfüllung der Ver­
pflicht\mgen abgefertigt worden sind. 

§ 38. (1) Verordnungen gemäß § 36 oder § 37 
sind im "Amtsblatt zur Wiener Zeitung" kund­
zumachen: Sie treten an dem ,ihrer Kundmachung 
folgenden Tag in Kraft und mit dem Wirksam­
werden einer die gleiche Ware betreffenden Ver­
ordnung gemäß i§ 22 Abs. 1 oder § 26 Abs. 1, 
spätestens jedoch vier Monate nach ihrer Kund­
machung, außer Kraft. Sie sind unverzüglich auf­
zuheben, wenn die sie begründenden Umstände 
weggefallen sind. 

(2) Gemeinsam mit der Verordnung sind die 
Feststellungen und Schlußfolgerungen in bezug 
auf alle von den untersuchenden Behörden als 
erheblich erachteten Sach- und Rechtsfragen so­
w.ie die Gründe und Grundlagen hiefür kund­
zumachen. 

(3) Auf Grund von Verordnungen nach § 36 
oder § 37 ist der Antidumpingzoll oder Aus­
gleichszoll vom Zollamt vorläufig festzusetzen. 

(4) Wenn die Verordnung nach § 36 oder § 37 
gemäß Abs. 1 aufgehoben wird oder ohne gleich-

. zeitiges Wirksamwerden einer Verordnung nach 
§ 22 Abs. 1 oder § 26 Abs. 1 außer Kraft tritt, 
ist der gemäß Abs. 3 ergangene Bescheid aufzuhe­
ben. 

(5) Die vorläufige Festsetzung ist 
a) für endgültig zu erklären, wenn bei An­

wendung der Verordnung nach § 22 Abs. 1 
oder § 26 Abs. 1 ein Antidumpingzoll oder 
Ausgleichszoll festzusetzen wäre, der gleich 
hoch oder höher ist als der vorläufig fest­
gesetzte; 

b) durch eine endgültige Festsetzungentspre­
chend der Verordnung nach § 22 Abs. 1 
oder § 26 Abs. 1 zu ersetzen, wenn nach 
dieser Verordnung ein Antidumpingzoll 
oder Ausgleichszoll festzusetzen ist, der 
niedriger ist als der vorläufig festgesetzte. 

§ 39. Von der Erlassung oder Aufhebung einer 
Verordnung gemäß § 36 oder § 37 sind die Be­
hörden der betroffenen Ausfuhrländer oder Ur­
sprungsländer in Kenntnis zu setzen. Mit dieser 
Mitteilung sind die Feststellungen und Schluß­
folgerungen in bezug auf alle von den unter­
suchenden Behörden als erheblich erachteten Sach­
und Rechtsfragen sowie die Gründe und Grund-

§ 38. (1) Verordnungen gemäß § 36 oder § 37 
sind im "Amtsblatt zur Wiener Zeitung" kund­
zumachen. Sie treten an dem ihrer Kundmachung 
folgenden Tag in Kraft und mit dem Wirksam­
werden einer die gleiche Ware betreffenden Ver­
ordnung gemäß§ 22 Abs. 1 oder § 26 Abs. 1, 
spätestens jedoch drei Monate nach ihrer Kund­
machung, außer Kraft. Sie sind unverzüglich auf­
zuheben, wenn die sie begründenden Umstände 
weggefallen sind. 

(2) Auf Grund von Verordnungen .nach § 36 
oder § 37 ist der Antidumpingzoll oder Aus­
gleichszoll vom Zollamt vorläufig festzusetzen. 

(3) Wenn die Verordnung nach § 36 oder § 37 
gemäß Abs. 1 aufgehoben wird oder ohne gleich­
zeitiges Wirksamwerden einer Verordnung nach 
§ 22 Abs. 1 oder ,§ 26 Abs. 1 außer Kraft tritt, 
ist der gemäß Abs. 2 ergangene Bescheid aufzu­
heben. 

(4) Die vorläufige Festsetzung ist 
a) für endgültig zu erklären, wenn bei An­

wendung der Verordnung nach § 22 Abs. 1 
oder § 26 Abs. 1 ein Antidumpingzoll oder 
AusgleichszoI1 festzusetzen wäre, der gleich 
hoch oder höher ist als der vorläufig festge­
setzte; 

b) durch eine endgültige Festsetzung entspre­
chend der Verordnung nach § 22 Abs. 1 
oder .§ 26 Abs. 1 zu ersetzen, wenn nach 
dieser Verordnung ein Antidumpingzoll 
oder Ausgleichszoll festzusetzen ist, der 
niedriger ist als der vorläufig festgesetzte. 

§ 39. Von der Erlassung oder Aufhebung einer 
Verordnung gemäß § 36 oder § 37 sind die Be­
hörden der betroffenen Ausfuhrländer oder Ur­
sprungsländer in Kenntnis zu setzen. 
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16 496 der Beilagen 

Gesetzesentwurf 

lagen hiefür bekanntzugeben. Im Falle der Auf­
hebung einer Verordnung genügt die Bekannt­
gabe der wesendichen Feststellungen und Schluß­
folgerungen und einer Zusam..'nenfassung der 
Gründe. 

§ 42. (1) Mit der Vollziehung dieses Bundes­
gesetzes ist, sQweit in di~sem Bundesgesetz nichts 
anderes bestimmt ist, der Bundesminister für 
Handel, Gewerbe und Industrie, hinsichtlich der 
§§ 22 Abs. 1, 26 Abs. 1, 39 und 37 im Einver­
nehmen mit dem Bundesminister für Finanzen 
betraut; betrifft die VoIIziehung der §,§ 22 Abs. 1, 
26' Abs. 1, 36 und 37 Waren, bezüglich derer 
für die Erteilung der Ein- oder Ausfuhrbewilli­
gungen nach dem Außenhandelsgesetz 1968, 
BGBI. Nr. 314, der Bundesminister für Land­
und Forstwirtschaft zuständig ist, ist auch mit 
diesem das Einvernehmen herzustellen. 

Gelt e nd erG e set z e s t e :lr t 

§ 42. (1) Mit der Vollziehung dieses Bundes­
gesetzes ist" soweit in diesem Bundesgesetz nichts 
anderes bestimmt ist, der Bundesminister für 
Handel, Gewerbe und Industrie, hinsichtlich der 
§§ 22 Abs. 1, 26 Abs. 1, 36, und 37 im Einver­
nehmen mit dem Bundesminister für Finanzen 
bet;raut; betrifft die VoIIziehung der §§22 Abs. 1, 
26 Abs. 1, 36, und 37 Waren, bezüglich derer für 
die Erteilung der Ein- oder Ausfuhrbewilligun­
gen nach dem Außenhandelsgesetz 1968, BGBI. 
Nr. 314, der Bundesminister für Land- und Forst­
wirtschaft zuständig ist, ist auch mit, diesem das 
Einvernehmen herzustellen. 

(2) Mit der VoIIziehung der §§ 2, 3, 5, 34, (2) Mit der VoIIziehung der §§ 2, 3, 5, 34, 
35 Abs. 2 und 3, 38 Abs. 3 bis 5 sowie 41 ist 35 Abs. 2 und 3, 38 Abs. 2 bis 4 sowie 41 ist 

, qer Bundesminister für Finanzen betraut. der Bundesminister für Finanzen betraut. 

(3) Mit der Vollziehung des § 32 Abs. 3 ist 
der Bundesminister für Justiz betraut. 

(3) Mit der VoIIziehungdes § 32 Abs. 3 ist 
der Bundesminister für Justiz betraut. 
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